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"Von au~en betrachtet, bietet Westeuropa das Bild eine:>
blühenden Kontinents, der nun seit fast 40 Jahren in Frieden
lebt und dessen wirtsohaftlicher Aufstieg aus den Trummem
des. 2. Weltkriegs die Schaffung von Wirtschafts- und Wohl-
fahrtssystemen ermöglichte, die einzig in der Welt - vielleicht
sogar einzig in der Weltgeschiehte - sind. Noch nie waren die
Bürger Europas so frei wie heute, noch nie ist es ihnen - von
einzelnen Gruppen abge~ehen - insgesamt wirtschaftlieh so gut
gegangen wie heute. Man saHte also meinen, da~ si~ glücklich
sind.

Das Gegenteil ist der FalL. Zu keinem Zeitpun'kt nach dem
2. Weltkrieg war das Krisenbewu~tsein so ausgepragt, der
Pessimismus so verbreittt und tiefgreifend. Gelegentlich driingt
sıeh der Eindruek auf, Oswald Spengler sei ein Prophet der
Gegenwart und der "Untergang des Abendiandes" stünde kurz
bevor."l

Was hier über Europa im gro~en gesagt wurde, gilt noch
mehr und ganz besonders für die Bundesrepublik Deutsehland.
Insofern ~ind aueh die meisten der Krisenphanomene, die im
folgenden angesprochen werden, nicht spezifisch deutsch, son-
dem im Grunde euwpaisehe Phanomene, obwohl sie in den
versehiedenen Landern Europas mit unterschiedlicher Intensi-
tat auftreten und (;mpfunden werden.

1 Peter J. Opitz, Die Rolle Europas in einer sich wandelnden
Welt: Perspektiven für das ausgehende 20. Jahrhundert, in: The
Korean Journal of International Relations. Nr 23, 1983.
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Leider gibt es keine empirisehe Untersuehung Üiber die
Verbreitung und IntensiHh des K~senbewu~tseins in den ver-
sehiedenen 'feilen Westeuropas. Es existiert jedoeh eine Erhe-
bu!ıg von Ende 1982, in der die Bedrohungen und Aııgste del'
deutsehen Bevöl'kerung erfa~t sind. Auf ihre Ergebnisse möehte
ieh zu Beginn eingehen - und zwar aus zwei Gründen:

Zum einen weil atıf diese Weise der etwas vagc Begriff
vom "KrisenbewuBtsein ' konkretisiert und differenziert werden
kan n und damit die einzelnen Krisenphanomene deutlieh wer-
den, die sieh in ihm verschme]zen.

Zum anderen weil die Tatsache, dar:ı ein erheblieher Tei!
der Bevölkerung verunsiehert ist, selbst cin zentrales Problem
der deutschen Politik d3rstellt, auf das nJtürlieh auch pcliti2Ch
[(;agiert werden mup. "Zeiten der Angst be~gen immer Gefahren
für die Freiheit, insbesondere in einem Land hoher politisehe!'
Verführbarkeit," - so das Resümee der Studie, auf deren Er-
gebnisse nun etwas naher eingegangen werden sol1.2

Die Angste der Dcutschen

In der von Professor Gerheırd Sehmidtehen von der Universi-
tat Zürieh konzipierten und von Infrntest durehgeführten Er-
hebung waren 19 negative Entwieklungen besehrieben und die
Befragten gebeten worden, zu sagen, was sie "beunruhige"
und was ihnen "Angst maehe". Im einzelnen bezogen sieh jene
19 Entwie'klungen auf \'ier Bereieh2:

ı. Bedrohung der Umwelt

2. Bedrohungen der persönliehen Organisation

3. Bedrohungen de.!'sozialen und moralischen Organisatian

4. Verlust persönlieher Sieherheit

Dabei erwiesen sieh im ersten Bereieh als die beiden grö~teil
Auslöser von Angst und Beunruhigung die steigendt: Arbeits-
losigkeit, die 42% der Befragtcn Angst maehte und 52% beun-

2 Gerhard Schmidtchen, Angst und Hoffnung. Beobachtungen zur
Sczialpsychologie der Krise, in: Nikolaus Lobkowicz (Ersg.l, Irrwege
der Anst - ehaneen der Vemunft - Mut zur offenen Gesellschaft
(= Veröffentlichungen der Hanns Schleyer-Stiftung, Bd. ıo), Köln
1983, S. 42.
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ruhigte, sowie die Umweltzerstörung, die von 39% der BcfrJ.g-
ten als angsterregend und von 50% als beunruhigend empfunden
wurde. Beide Themen - Arbeitslosigkeit und Umwelt - werden
spater noeh im einzelne,1 zu behandeln sein.

Im zweİten Bereich stand an der Spitze die Angst, einen
nahestehenden Menschen zu verlieren (42/37), dieht gefolgt VO:1

der Fureht var einem Krieg in Europa (43/32); Ga~ zwisch.;n
diesen beiden Aspekkten von Ang;:;t ein innerer Zusammcn::ı2ng
besteht, ist evident. Mit der Angst vol' einem Krieg in Europa,
die mit 43% den höchsten Angstwert erzielte, berühren wir ein
weiteres zentrales Problem deutseher Politik, das spater noeh
im einzeInen zu untersuehen sein wird.

im drİtten Bereich vermoehte zwar keine der dort aufge-
führten negativen Entwieklungen so hohe "Angst" - Reaktionen
auszulösen, wie dies bei Arbeitslosigkeit, Umweltzerstörung und
Kriegsgefahr der Fall war, doeh traten hier besonders hohe
"Bcunl'uhigungswerte" auf. Dabei dominiel'ten - in dieser Rei-
henfolge - Fureht vol' de:::-waehsenden Kriminalitat (33/4.5), var
zunehmender Rüeksiehtslosigkeit und der Auflösung der mo-
ra1İschen Werte (24/49) sowie vor der Zunahme des allge-
meinen Mi~trauens (12/48). Sowohl die hier genannten, aber
aueh dııige der ungenannteıı Aspekte dieses Bereiehs signali-
sicren, da~ sieh die Bundesrepublik Deutsehland in einer erns-
ten geistigen Ordnungs- und wohl aueh Orientierungskrise bc-
£inde:t, da; die traditionelle Moral sich zersetzt und an ihre
Stclle ein Zustand zu treten beginnt, für den Thomas Hobbes
den Ausdruek bellum omnİum centra omnes gepragt hat.3 Di'2
Unsieherheit, die viele Menschen darüber empfinden, war sie-
herlieh aueh einer der Gründe, da~ bei den Bundestagswahlcn
im Marz 1983 eine Partei siegte, die sich nL:ht nur der Wie-
derhersteIlung von 'lawand order' versehrieben hat, sondern
die aueh für eine morali~che Erneuerung Deutsehlands eintritt.

Weniger duren "Angst" als durch "Beunruhigung" ist aueh
der vİerte Bereieh der Erhebung eharaktcri;;iert. Aueh dıe poli-
tisehe Sieherheit ersehien vielen der Befragten iıızwise!ıen als
gefahrdet - gefiihrdeter vermutlieh als dies nuch vur zehn oder

3 S. dazu auch Hasso 'von Recum, Dimensionen des Wertewandels.
in: Aus Politik und Zeitgeschichte B 25/84 (23. Juni 1984). S. 3-13.
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zwanzig Jahren bei eine1' Befragung der Fall gewesen ware.
Jedenfalls sahen 52% der Befragten die Demokratie in Gefahr-
davon 13% in "beangstigendem" und 39% in "beunruhigzn-
dem" Ma~e.4 Leider is~ der Erhebung nieht zu entnehmen,
wdehes die konkreten Bedrohungen sind, die hiııter dieser
Angst stehen. Einen Hinweis liefert vielleieht die Feststellung,
da~ insgesamt 51% der Belragten ihre Freiheit dureh zuviel
staatliehe Kontrolle bedroht sahen (14/37). Doch dies ist sieher-
lich nur eine1' unter vielen Aspekten des Unıbehagens am poli-
tisehen System der Bundesrepubliık Deutsehland.

In ihrem Endergebnis zeigte die Studie sehlie~lieh, da~ bei
40% der deutsehen Bevölkerwıg dle Angste und Sorgen über-
wiegen, da~ jedoch -=ine gleieh gro~e Zahl hoffnungsvoll in die
Zukunft sieht, wahrend 20% in ihrer Einschatzung sehwanken."ı
Interessantp. Nuane~n liefert dabel eine Auf:>el:ılü'3selung. Sie
zeigt - zum einen -, da~ Angst und Unbehagen besonders stark
unter den jüngeren Jahrgangen herrsehen: bei den 14-19 jiihri-
gen ist es fast die Halfte, die sich angstigen; bei den 20- bis
29 jahıigen immerhin 4~% - bei den Jahrga.ngen also, di8 zur
Zeit des sog. "Wirts-chafuwunders" aufwuehsen.

Daeh noeh eine andere Differenzierung braehte interessante
Ergebnisse: Im Hinbliek 8.uf das parteipolitisehe Spektrum zeig-
te es sieh, da~ die Anhanger der christlichen Parteien am mutigs-
ten zu sein scheinen. Nur 34% von ihnen bekannten, Angst zu
haben - im Gegensatz zu 60% der sog. "Grünen". Auf mittlerem
Niveau blieben die Anıhanıger der SPD mit 43% und der F.D.P.
mit 42% Angst und Beunruhigung. Bezeiehnenderweise sind
es deshalb aueh vol' allem die sog. "Grünen" und "Alternativen",
die mit der alten Politik breehen wollen, aber aueh mit der

4Dem entsprechen ungefahr die Ergebnisse der Jugendstudie 1983,
derzufolge von den befragten Jugendlichen zwischen 14 und 21 Jahren
mit der Demokratie in der Bundesrepublik 15% sehr zufrieden, 65%
einigermassen zufrieden und 15% nicht zufrieden sind. Zitiert nach
Das Parlament. Nr. 21 (26. Mai 1984). S. 2,

5 Eine sichtbare Entspannung zeigten Erhebungen, die im Auftrag
der Zeit und einiger anderer Zeitungen erhaben wurden. Ihnen zufolge
fiel zwischen Mi.i.rz 1983 und April 1984 die Besorgnis über Arbeitslo-
sigkeit von 82% auf 52%, über Atomwaffen von 42% auf 15% und
über Kriminalitat von 33% auf 10%, in: Die Zeit. 8.6.1984, Tab. ı.
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alten Gesellschaft, die neue Wege suchen -Wege aus dcr Gefahr/
wie der Titel eines 1981 von Erhard Eppler veröffentlicht~n
Buches hei~t.

Allerdings zeigt gerade der Name Eppler, dap die Politik
und das Potential des Protestes sich nicht auf die alternativen
Gruppierungen beschriinkt, sondern auch weit in die sozial-
demokratische Partei hereinreicht. Denn Eppler - Entwicklung-
shilfeminister im Kabinett Brandt, langjahriger Vorsitzender
der Grundwerte-Kommission beim Parteivorstand der SPD so-
wie amtierender Prasident des Deutsehen Evangelischen Kir-
chantages - ist in der SPD keine zweitrangige Figur, sondern
einer ihrer profiliertesten geistigen Führer, der aus seiner Sym-
pathie für die Alternativ-Bewegung kein Hehl macht, sondern
offen mr ein politisches Bündnis mit ihr wirbt. Nur im Bündnis
mit den Grünen und Alternativen - so seine Parole - haben die
Sozialdemokraten die Change, wieder an die Regierung zu
kommen. Obwohl diese Parole in erhe'hlichen Teilen der SPD
auf Widerspruch und Opposition stöpt, zeigen doch einige in-
formelle Bündnisse zwischen den Sozialdemokraten und "Grü.
nen" in einigen deutsehen Bundeslandern, da~ sie nicht ganz
von der Hand zu weisen ist.

Brechen wir hier die Darste11ung des ersten Problemfeldes
deutseher Politik - das wachsende Krisenbewuptsein - ab. Wir
werden auf seine Auswirkungen auf die Parteien und die poli-
tische Kultur der Bundesrepublik, die mit dem Hinweis auf
die Alternativbewegungen nur kurz gestreift wurde, im Schlu~-
teil noch einmal zurückkommen. Wenden wir uns statt dessen
nun von der Ebene des Bewuptseins, in dem sich die aktuellen
Probleme der Bundesrepublik spiegeln, der Ebene des Seins,
dap heipt den konkreten sozio-ökonomischen Problemen selbst
zu.

Es sind vol' allem arei Problemfelder, auf die dabei etwas
genauer eingegangen werden sol1:

1. auf die sicherheitspolitische Diskussion, die nach den gro~en
Friedensdemonstrationen im Herbst auf dem Sonderpartei-
tag der SPD zur Raketen-Stationierung und wahrend dcr

6 Erhard Eppler, Wegeaus der Gerahr, Reinbek bei Hamburg 1981.



194 THE TURKISH YEARBOOK [VOL. XX

gro~en Bundestagsdebatte zu diesem Thema die deutsehe
Politik beherrsehte, dureh die anlaufende "Naehrüstung" der
Nato sowie die sehon angelaufene Naeh-Naehrüstung des
Warsehauer Pakts aber noeh weiter an Brizans gewinnen
wird;

2. auf die sehweren wirtsehaftliehen Probleme, insbesonden:~
auf die Arbeitslosigkeit und die Diskussian über die sog.
Arbei tszei tverkürzung;

3. auf die sehweren ökologisehen Probleme, denen sieh die
Bundesrepublik gegenübersieht.

Die Relevanz und Aktualitat aller drei Problembereiehe war
sehon bei der Bestimmung der A11'gst-Faktoren deutlieh gewor-
den. Hinzuzufügen ware. da~ es trotz aller Aktualitat Probleme
sind, die nieht von heute auf morgen gelöst werden können,
sondern die die deutsehe Politik noeh geraume Zeit besehaftigen
werden.

Problemfeld "Sicherheitspolitik"

Am 21. November ]983 fiel aueh auf deutscher Seite die
endgültige Entseheidung in einer Frage, die wie kaum eine
andere seit der Wiederbewaffnung der Bundesrepublik die
Öffentliehkeit aufgewühlt hatte. An diesem Tage spraeh sieh
der Deutsehe Bundestag mit 286 gegen 226 Stimmen bei einer
Enthaltung dafür aus, mit der im sog. Nato-Doppelbesehlu~
vom Dezem:ber 1979vorgesehenen Stationierung von amerikani-
sehen Mittelstreeken-Raketen auf deutschem Boden zu begin-
nen. Im Laufe dieser Aktion sollen in Westeuropa als Gegen-
gewieht zu den ca. 350 sowjetischen SS-20-Raketen 108Pershing
II sowie 464 cruise missiles aufgestellt werden.

Das Abstimmungsergebnis im Deutschen Bundestag stellte
allerdings keine Überrasehung mehr dar. Denn wahrend die
Regierungsparteien an ihrer Zustimmung {ür die Raketen-
Stationierung {ür den Fall eines Seheiterns der Genfer Rüs-
tungskontroll- Verhandlungen (INF) nie einen Zweifel gelassen
hatten, war bei der SPD die endgüıtige Entseheidung gegen
eine Stationierung spi:itestens eine Woehe zuvor auf einem
Sonderparteitag in Köln gefallen. Da~ sieh die Mehrheit ihrer



1980-1981i AKTUELLE PROBLEME DEUTseHER POLITIK 195

Bundestagsabgeordneten an die dort gefapte Ablehnung halten
würde, war voraussehbar - voraussehbar war aber aueh, dap
diese Ablehnung nicht einstimmig ausfallen würde. Denn eine
kleine Gruppe, zu der auch der ehemalige Bundeskanzler Hel-
mut Sehmidt gehörte, hatte auf dem Parteitag wie sehon zuvor
in den innerparteilichen Diskussionen - trotz aller Kritik an
der amerikanischen Verhandlungsführung iıl Genf - am Nach-
rüstungsbeschlup festgeha1ten. Dagegen hatte die Mehrheit der
Partei an ihrer Auffassung, der im Doppelbesehlup enthaltene
Verhandlungsauftrag sei nieht voU ausgeschöpft worden, festge-
halten und sieh für eine Versehiebung der Stationierung und
eine Fortsetzung der Verhandlungen ausgesprochen.

Sie wurde in dieser Haltung von Meinungsumfragen bes-
tarkt, denen zufolge ein~ überwiegende Mehrheit der deutsehen
Bevölkerung ebenfaUs für die Verschiebung der Stationierung
und die Fortsetzung der Verhandlungen pladierte. Naeh den
Erhebungen des Sinus-Instituts vom Oktober 1983 vertraten zu
jenem Zeitpunkt mehr als zwei Drittel, namlieh 74% der Be-
völkerung diese Ansieht - unter ihnen aueh die Mehrheit der
Wahler der Regierungsparteien. Nur 17% der Befragten waren
der Ansicht, da~ dureh die Stationierung neuer amerikanischer
Atamraketen in Europa der Frieden sieherer werde.7 Damit
bestand die paradoxe Situation, dap in dieser Frage hinter der
Parlamentsmehrheit nur eine Minderheit der Wahler stand,
wahrend die Minderheit im Bundestag die Mehrheit der Bevöl-
kerung vertrat.

Die sieherheitspolitische Kontroverse in der Bundesrepublik
vare sehon ernst genug, würde es in ilır lediglieh um den Vollzug
des Doppdbesehlusses gehcn. Die öffentliche Diskussion zeigt
jedoeh - und die Meinungsbefragungen bestatigen es - da~ mehr
auf dem Spiel steht: namlieh die l'Jato-Doktrin der atamaren
Absehreekung selbst. Diese Doktrin sieht in der heute gültigen
Version der "flexible response", die 1967die bis dahin bestehende
Strategie der "massive retaliation" offiziell ablöste, vor, dap
sieh die Nato gegen einen Angriff solange mit konventiom~llen
Waffen wie irgend möglieh verteidigt, da~ sie jedoeh im Falle

7 Sicherheitspolitik - Bündnispolitik - Friedensbewegung. Eine Un-
tersuchung zur aktuellen Stimmungslage im SpaU1erbst 1983,München,
Okt. 1983, S. 47.
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einer drohenden Niederlage auch Kernwaffen einsetzt - und
zwar auch dann, wenn sie dies als erste Seite tun mü~te.

Diese Strategie war in Westeuropa unkontrovcrs, soLmge
die atomare Überlegenheit des Westens gegeben war und eine
regionale Begrenzung eines Atomkrieges als nicht möglich
schien. Inzwischen ist jedoch jede dieser beiden Voraussetzungen
ins Wanken geraten.3 Nachdem die atomare überlegenheit des
Westens im Bereich der lnterkontinental- raketen schon Ende
der 60er Jahre verlorengegangen war und die Sowjetunion in
den Jahren danach aucn im Bereich der Mittelstreckenraketen
gleichgezogen hatte, wuchsen in Westeuropa auch die Zweifel
an der These von der Nicht-Begrenzbarkeit eines Atomkrieges.
So ist insbesondere die Reagan - Administration aufgrund einer
Reihe von Au~erungen ihrer führenden Reprasentanten in den
Verdacht geraten, einen Atomkrieg nicht nur für gewinnbar,
sondern auch für begrenzbar zu halten.

in An'betracht dieses Verdachts erschienenen dann auch
die - ursprünglich von cen Westeuropaern ;;elbst geforderier:-
Mittellstreckenraketen in einem anderen Licht: namlich als
Instrument jenes "Enthauptungsschlags" gegen die Sowjetunion,
von dem in der sog. "Defence Guidance" dıe Hede ist.9 Doch
auch in Verbindung mit der Strategie der sog. "horizontalen"
bzw. "gcographischen Eskalation", derzufolge sich der Westen
im Fall einer sowjetischen Aggression nicht nur an der be-
treHenden Stelle, sonde::-rrauch an anderen ihm günstig er3chei.
nenden Fronten verteidigen würde, erscheinen die neuen Ra-
keten, insbesondere die zielgenauen, schnellen und weitreichen-
den Pershing II - als gefahrlich. Da~ der amerikanische Ver-
teidigungsminister, als er diese Strategie vortrug, dctbei nicht
nur an Kuba und Korea dachte, sondern auch ein Vordringen
Moskaus am Persischen Golf mit einer westlichen Reaktion in
Osteuropa in Verbindung brachte, schockierte besanders. "Dem

8 Zur amerikanischen Kontroverse über die Nato-Strategie siehe
McCrllorge Bundy/George Kennan/Robert S. McNamara and Gerhard
Smith, Nuclear Weapons and the Atlantic Aııiance, Foreign Affairs,
Spring 1982; George W. BaIl, The Cosmic BIufe, in: The New York
Review of Books, Vol. XXX, No 12; siehe auch De'c Palme-Bericht.
Bericht der Unabhangigen Kommission für Abrüstung und Sicherheit.
Berlin 1982.

9 New York Times. '3U Mai 1983.
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Betraehter bleibt hier nur zu fragen", so ein Analytiker der
Studiengruppe "Europiisehe Sieherheit" der "Vereinigung deut-
seher Wissensehaftler", "ob derartige Konzepte und Strategien,
bci denen das Schicksal von 200 Millionen Europaem an dc~ı
seidenen Faden dtr p,Jlitisehen Sta'bilillit in der Golfregion
gehangt wird, nicht die westliche Allianz wesentlieh mehr bed-
rohen als die Sowjetuion. Man kann sich schwer vorstellen, da~
cine "voluntary association" derartige bündnisinterne Rücksieh-
tslosigkeit auf die Dauer überlebt."IO

Es ist nicht nötig die Glaubwürdigkeit der atomaren Ab-
schreckungs-Strategie u~1d die Argumente, die gegen sie vor-
gebracht werden, zu pri.ifen. Die Feststellung mag genügen,
dap bei den Parteinen und in der Bevölkerung d~r Bundesrepu-
blik die Zweifel an und die Angst vol' dieser Strategie wachsen,
da~ zum Beispiel

- 42% der Bevölkerung bestreiten, daB die Sowjetunion
nur dureh atomare Abschreckung von einem Angriff
gegen die Bundesrepublik und Westeuropa abgehalten
werden kann;

- 72% gegen eine militt:irische Verteidigung der Bundes-
republik mit Atomwaffen sind (und nur noch 14%
dafür) ıı und
60% in der Schaffung einer atomwClffC'nfreien Zone in
Europa auf beiden Seİten der Grenze - also etwa in der
Art, wie sie der sog. Palme-Berieht verschlagt - eine der
Möglichkeiten z11rlangfristigen Sieherung von Fricden,
Freiheit und Sieherheit in der Bundesrepublik sehen.12

Doch auch damit ist neuralgische Punkt der dcrzeitigen
sicherheitspolitisehen Debatte in der Bundesrepublik noch nicht
berührt. Dieser liegt vielmehr noeh eine Sehicht tiefer und
betrifft das Nato-Bündnis selbst sowie das Verhaltnis der Deut-
schen, bzw. der Weste'..lropaer zu den USA. So grassicrte vol'
allem in der Regierung und den sie tragenden Parteien die
Befürchturug, da~ eine Aufkündigung des Statio:ı.ierungsbeschlus-

10 Albrecht A.C. von MüIIer, Grundzüge einer europaischen
Sicherheitspolitik für die 80er und 9Qer Jahre.Max-PJanck-Institut für
Physik und Astrophysik. Arbeitsgruppe Gottstein. München 1983, S. 29.

II Sicherheitspolitik, S. 36.
12 Sicherheitspolitik, S. 26.
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ses nicht nur die Gefahr der Erpressbarkeit Westeuropas durch
Moskau gefahrlich gesteigert, sondem auch eine erhebIiche
Be:lastung des Nato-Bündnisses zur Folge gehaht hatte.

Gefahrde:t sehen sie das Bündnis aber nicht allein durch
die drohende Entfremdung der USA von ihren westeuropasichen
Verbündeten, sondem auch von einem um sich greifenden anti-
amerikanischen Resentiment in Westeuropa. Da~ sich die ein-
stig~ Begeisterung der Westdeutschen ge:genüber den Befreiem
von 1945 und den Garanten ihrer heutigen Sicherh0ii aus iner
Reihe von Gründen inzwischen erhebIich aıbgekühlt hat, ist
unbestreitbar. Das gilt ganz allgemein für den Vorbild-Ch::ırak-
ter der sozialen und wirtschaftlichen Ordnung der USA, es gilt
aber ganz besonders für die Politik der jetzigen Administration,
zu der sich ~mHerbst 1983 nur noch 19% dc.r Bevölkerung posi-
tiv au~erten.13 Aus dieser kritischen Haltung aber gleich auf
einen Anti-Amerikanismus zu schIie~en ader gar auf eine Ab-
wendung von der NATO, erscheint jedoch falsch: vielmehr
sprachen sich 78% der Befragten für den Verbleib der Bun-
desrepublik in der Nato c.us.

Da~ diese Zustimmung nicht auf die Anhanger der Re-
gierungsparteien beschrankt ist, sondem auch für die SPD gilt,
bestiitigte nochmals ilır Sonderparteitag in Köln, auf dem sich
eine eindrucksvolle Mehrheit der Delegierten - trotz ihrer Aıb-
lehnung der Raketen-Stationierung - zur Nato bekannte. Das
aktuelle Problem - so darf man falgem - ist alsa weniger die
Zukunft der deutsch-.1merikanischen Beziehungen oder der
Nato, sondem lediglich die derzeiti.ge Nato-Strategie. Über sie
mü;3te sich-bei etwas Flexibilitiit auf allen Seiten - der lang-
jahrige Konsens wiederfinden lassen. Sollte dieser gute Wille
allerdings fehlen, so könnte schlie;3lich auch das Bündnis Scha-
den nehmen - was var allem für Europa fatale Falgen hatte.

Problcmfcld "Wirtschaft"

Auf den ersten Blick mögen Au~enstehende von den verbrei-

13 Bezeiohnenderweise stieg in Befragungen zwischen Miirz und
Api'il 1984 die Zahl jener, die die amerikani~chc Aufrüstuni5 als
Ursache der neuesten Spannungen ansahen von 29% <.ıu! 41%,
wii.hrend jene, die dies von der Sowjetunion annahmen von 55% auf
50% zurückging. Die Zeit, 8.6.1984, Tab. 2.
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teten wirtschaftlichen Angsten und Beunruhigungen, die sich
in den Meinungsumfragen gezeigt hatten, überrascht sein. Gilt
doch gerade die Bundesrepublik als ein wirtschaftlich besonders
krisenfes'~es Land. Eine solche Eins(;hatzung wurde noch durch
eine Reihe von Meldungen bestatigt, die nicht nur die unge-
brochene wirtschaftliche Bonimt Bonns bestatigen, sondern
auch anzeigen, dap die Bundesrepublik zu jenen Nationen gehört,
die das jüngste Weltwirtschaftstief inzwischen erfolgreich hinter
sich gebracht haben. So rangierte die Bundesrepubli'k nicht nur
auf der im September 1983 von "International Investor,Ma.ga-
zin" herausgegebenen Ui.nder-Ratingliste hinter den USA, der
Schweiz und Japan mit 93.5 von 100 Punkten an vierter Stelle
unter 107 dort berücksichtigten Landern.14 Auch bei der inter-
nationalen Konjurıktur-Entwicklung prognostizierten die deutsc-
hen Wirtschaftsforschungsinstitute {ür 1984 der Bundesrepublik
ein reales Wachsturn von 2%, mit denen sie hinter der USA
(4%) und Japan (3,5%) an dritter Stelle rangieren würde.
Günstig im Vergleich zu vielen anderen Industrie-Landern liegt
die Bundesrepublik schliej3lich auch im Hinblick auf die Infla-
tion; auch hier liegt sie - zusammen mit den USA - beim Anstieg
der Verbraucher-Preise von 1983 gegenüber 1982 mit nur 2,6%-
an dritter Stelle hinter Japan (1,2%) und der Schweiz (1,8%).1'

Doch der posHive erste Eindruck tauscht. Trotz der ge-
nannten Zahlen befindet sich die Bundesrepublik in ihrer
schwersten wirtschaftlichen Krise seit ihrer Gründung. Es ist
nicht eine konjunkturelle Krise, die mit anspringender Welt-
konjunktur bald überwunden sein wird, sondern eine struk-
turelle Krise, deren erste Ausll:iufer uns gerade erst erfa(3t
haben. Die eigentlichen Problem e werden uns erst in einigen
Jahren sichtbar werden. "Wie ein rasendes Auto, das über
einen Pier hinausschiej3t und einen Augenblick guaisi stillhalt
bevor es ins Meer stürzt, ist die Bundesrepublik heute eine
Nation, die sich selbstgefalli-g durch das 20. Jahrhundert be-
wegt - blind und nichtsnhnend von der ökonomischen Katas-
trophe, von der sie bereits erfaj3t ist"16- so das Urteil von Bruce

14 Frankfurter AIlgemeine 7eitung, 25. Okt. 19E3.
15 Süddeut&che Zl'itung (= SZ) vom 15./16. Nov. 1983. S. 10.
16 Bnıce Nussbaum, Das Ende unserer Zukunft. Revolutionii.re

Technologien drangen die europaische Wirtschaft ins Abseits.
München 1983, S. 9.
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Nussbaum, Mitherausgeber des führenden amerikanischen Wir-
tsehaftsmagazins "Business Week" in selnem Bueh. Das Ende
unserer Zukunrt. RevoluHonare TechnologicIl drangen die euro-
piiische Wirtschaft ins Abs€its. Wir werden ?oufdiese Eins::hat.
zung spater noch im einzelnen zurüekkommen.

Im Augenbliek stellt sich die Krise - wie in vielen anderen
IndustrieUi.ndern aueh - in ihrer au~eren Erseheinung vol' allem
als ein Problem der Arbeitslosigkeit dar. Naehdem die Bundes-
repub1ik über Jahrzehnte von der Arbeitslosigkeit nieh nur
verschant geblieben war, sondern sogar noeh ca. 5 Millionen
Gastarbeiter aus Süd- und Südosteuropa Arbeit gegeben hatte,
setzte Mitte der 70er Jahre eine Wende ein. Von nur 0,6% Ar-
beitslos(;n im Jahre 1974 stieg deren Zahl bis Juni 1984 auı
8,5% an, das sind ca. 2,11 Millionen Menschen.17 Wie sieh die
Arbeitslosenzahlen in den naehsten Jahren entwiekeln werden,
ist unter Experten kontrovers - Einigkeit besteht allerdings
darüber, dap fühlbare Senkungen nieht zu erwarten sind. So
kam das Münehener Ifo-Institut unter Zugrundelegung einer
gesamtwirtsehaft1iehen Waehstumsrate von 2,5% und eim:m
konstanten Auslanderpotential für die zweite Half te der 80el'
Jahre auf einen Jahresdurehsehnitt von ca. 2,4 Millionen Ar-
beitslosen. Andere Bereehnungen kommen für 1990 auf 3,5
Millionen.18 Diese Bereehnungen gewinnen zusatzlieh Aktualihit
und Plausibilitiit dureh neuere Erhebungen des Ifo Instituts,
denen zufolge die deutsehe Industrie trotz einer erwarteten
Zunahme der jahrliehen Industrieproduıktion bis 1988 um jahr-
lieh 2,2% den Abbau von Arbeitsplatzen fortzusetzen ged'2nkt.
So wird die Industrie im Jahre 1985 ca. 160000 Mensehen weni-
ger besehaftig£.n als dies im Jahre 1983 der Fall war.10

Aus dem Problem der Arbeitslosigkeit haben sieh im Laufe
der letzten Jahre eine Reihe weitreiehender und zum Teil seh.
werwiegender Folgeprobleme ergeben. So hat der Versuch der
sozial-liberal en Regierurıg - insbesondere wahrend der J ahre
1£:76/77- der zunehmenden Arbeitslosigkeit über staatliehe Be-

17 Bundesanstalt für Arbeit, Amtliche Nachrichten 7/1984, Über.
sicht 1/1 und 1/2.

18 Ifo-Schnelldienst, 30//1983 (28. Oktober 1983), Gesamtwirtschaft.
liche Auswirkungen einer Verkürzung der Arbeitszeit, S. 8.

10 SZ vom 9.4. 1984, S. 22.
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schaftigungs- programme Herr zu werden, zwar rund eine halb2
Million Arbeitsplatze geschaffen, bzw. deren Verlust verhindert,
anduerseits aber zu einer gewaltigen Staatsverschuldung ge-
führt, die in den Folgejahren infolge des Ausbleibens eines
anhaltenden konjunkturellen Aufschwungs nicht mehr abgebaut
werden konnte. Staatliches deficit-spending als das wichtigstc
keynesianische Instrument stand daher in den nacnsten Jahren
nicht mehr zur Verfügung.

in der Folge erhöhte sich ab 1980 der politische Druck in
Richtung auf eine Konsolidierunglen der Staatsfinanzen - eine
Forderung, die zunachst von der Opposition, uann aber auch
immer lauter von der FDP vorgetragen wurde. Vergeblich
pladierten dagegen die Memorandum-Gruppe unter den deut-
schen Wirlschaftswissenschaftlern, die Gewerkschaften sowic
Teile der SPD für eine Fortsetzung der key)leSianischen Wirt-
schaftspolitik. Gegen die massİ\;e Gegenwehr der Gewerkschaf-
ten versuchte die sozial-li:berale Koalition zwischen 1980 und
1982 eine Konsolidierung der Staatsfinanzen über Einschran-
kungen und den Abbau von Sozialleistungen. Zugleich aber
verdoppelte sich die Arbeitslosigkeit in der Bundesrepurblik
wahrend dieser zwei J ahre.

Tie£greifende Folgen hatte die Situation auch für die Aus-
landerpolitik: hier kam es nicht nur zu ein~m Anwerbestopp,
~ondern auch zu einem sta:r!ken öffcntlicher. Druck auf die in
der Bundesrepublik lebenden Gastarbeiter, wieder in ihre Hei-
mat zurückzukehren. Da dies jedoch nur in geringen Umfang
geschah, ber;" :1 sich allmahlich eine bis dahin unbekannte
Fremdenfeindl:chkei t zu entwickeln.20

Soziale Spannunge!ı traten jedoch nicht nur zwischen Deut-
schcn und Gastarbeitcrn auf, sondern auch zwischen den Deut-
schen selbst: zum cinen zwischen Arbeitslosen und Arbeit-h::ı-
benden, doch dies ist bislang noch kein gravien~ndcs Problem.
Zum anderen zwischen den Arbeitgebern und den Gewerk-
schaften. Waren in den vergangenen Jahrzehnten der Vollbe-

20 Obwohl die Zahl der auslandischen Arbeitnehmer in der BRD
von 2,6 Mio im Jahr 1973 auf 1,68 Mio im Jahr 1983 (darunter 533
000 Türken) zurückging, ist die Zahl der in der BRD lebenden
Auslander in den letzten Jahren standig gestiegen und betrug 1983
4,67 Mio Auslander, darunter 1,6 Mio Türken.
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schiiftigung Auseinandersetzungen zwischen den Tarifpartnem
selten, so beginnt sich nun eine deutliche Verhartung der Fron-
ten abzuzeichnen. So prophezeite Leonhard Mahlein, ein 1933
in den Ruhestand ausgeschiedener Gewerkschaftsführer für die
kommenden Jahre den "hiirtest2n Kampf der deutsehen Ge-
werkschaftsbewegung".21 Da~ diese Prophezeiung durchaus den
Realitiiten entsprach, zeigten die im Frühjahr 1984 in der
Druck- und Metallindustrie ausbrechenden Auseinandersetzun-
gen über den Einstieg in die 35-Stunden Woche, die erst Anfang
Juli geschlichtet werden konnten.

Für einen solchen Kampf sind die Geweı'ksclıaften zur Zeit
unzureichend gerüstet; zudem hat sich ihre AuS'gangsposition
in den letzten Jahren sichtbar verschlechtert: als Folge der
wirtschaftlichen Depression gingen ihre Mitgliederzahlen zu-
rück,22was nicht nur ihre Schlagkraft schwachte, sondem auch
zu einer Senkung ihrer Beitragssumme führte. Gleichzeitig
wuchs der Druck unzufriedener Arbeiter auf die Gewerkschaft-
sführungen und setzte sie unter Erfolgszwang. Doch auch die
für solche Erfolge notwendigen politischen Rahmenbedingungen
sind für die Gewerkschaften ungünstiger geworden: Wahrend
sie bis zum Regierungswechsel am 28. September 1982 eine
Regierung hinter sich wu~ten, mit der sie weltanschaulich wie
personell eng verbunden waren, regiert nun in Bonn eine kon-
servativ-liberale Koalition, die sich politisch eher in der Nahe
der Untemehmer befindet und die weltanschaulich stiirker auf
die Krafte des Marktes se'~zt.

So überraschte es kaum, da~ die Sparbeschlüsse der Regie-
rung Kohl, die Eingriffe in diE:Renten- und Arbeitslosenver-
sicherung ebenso enthielten wie Kürzungen des Mutterschafts-
und Kindergeldes, und die Abschaffung der Ausbildungsförde-
rung schnell zu einer Verhartung der Beziehungen zwischen
den Gewerkschaften und der Regierung führten. An ihr hat sich
seitdem nichts geiindert, und sollten sich in den Koalitions-
parteien jene Politikel' durchsetzen, die nicht nur für einen

21 Die Zeit, 46/1983, S. 36.
22 So verlar der Deutsche Gewerkschaftsbund. in dem 17 Einzel-

gewerkschaften zusammengeschlossen sind, nach Angaben der Ge-
werkschaftszeitung Welt der Arbeit allein im Jahr 1983 100000 Mitg-
Heder, in SZ vom 25./26.2.1984.
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weiteren Abbau der Sozialleistungen pUidieren, sondern auch
<:-:ineBeS'chneıdung der Tarifautanomie erwagen, so dürfte sich
die Situation noch erheblich versch:irfen.

Derzeitiges Hauptthema der Kontroverse, in der sich wieder
Regierung und Arbeitgeber auf der einen und die Gewer'kschaf-
ten auf der anderen Seite gegenüberstehen, ist die Forderung
nach der Einführung der 35-Stunden-Woche bei vollem Lohnaus-
glc:ich, von der sich die Gewerksehaften wichtigc Impulse bei
dcr Bekampfung dcr Arbeitslosigkeit versprechen. Doch auch
in dieser Frage ist ihre Pasition schwach: nicht nur warnt die
Mchrzahl der führenden Wirtschaftsinstitute vol" den wirt-
sehaftHehen Belastungen einer solchen Ma~nahme, aueh viele
Gewcrkschaftsmitgliedeı' selbst stehen dem Vorschlag skeptisch
gegenüber. So spraehen sieh in einer internen Umfrage des
DGB angeblich nur 23% für eine Verkürzung der Wochenar-
beitszeit aus, wahrend 54% der Herabsetzung des Rentenalters
auf 60 Jahre den Vorzug gaben.23 Für eine solche Lösung ent-
schied sich Mitte November auch die Bundesregierung.

So wichtig die Lindenıng der Arbeitslosigkeit auch sein
mag und so richtig es wohl aueh ist, Varianten einer Arbeits-
zeitverkürzmıg als eines der Mittel dafür einzubeziehen - die
eigentliehen Gefahren drohen der deutschen Wirtschaft jedoch
aus anderen Richtungen. Die Bundesrepublik ist ein exportab-
hangiges Land - zur Zeit werden 30% der Arbeitskrafte in der
Industrie über Exportauftdige gesichert. Oberstes Ziel von Staat
und Wirtsehaft roup es deshalb sein, die internatianale Konk-
urrenzfahigkeit zu erhalten. Doch diese ist stark gefahrdet.

Extern geraten die deut:;chen Marktc im Ausland unter
doppelten Druck: zum einen mup sich die deutsehe Wirtschaft
gegen die Konkurrenz finanziell und technologiseh potenter
Industriestaaten wie die USA und Japan behaupten; zum nn-
deren droht ihr eine wachsende Konkurrenz von den immer
starker werdenen Schwellenlandern der Dritten Welt. Wie ge-
fahrlcih gerade diese Konkurrenz ist, spürt besonders die deut-
sche Werftindustrie, deren Auftragsvolumen in nur knapp zwei
Jahren von 30,4 MilL.BRT im Jahre 174 auf knapp die Half te
zusammenschmolz. Ahnliehe Gefahren drohen anderen Braıı-

23 Die Zeit, 46/1983, S. 36.
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chcı. So ist in der Stahlindustrie - der anderen deutschen Kri-
seni 1r:1!!,.he- die Produktion von 53,2 MilL. to Rohstahl im Jahre
1741,. r 35,9 MilL. tü zurückgegangen, wobei die 2ahl der Be-
s~h:~ı~;;,;t(:nauf nur 765ô des Standes von 1974 sanko Noch be-
sorgr, >cr' :TE::gendersind allerdings die Positionsverluste der deut-
sch. :1 \"'irtschaft beim Export von Spitzentechnologie. Wahrend
die BRD imJahre 197Q r;och 26% der Marktanteile hatte (hint::r
den USA mit 32% und vol' England und Japan mit 14% bzw.
13%), ist ihr Anteil 198:3 auf nur 17%. zurückgefallen (wahrend
del'jenigc der USA au! 37%, derjenige Japans sogar auf 25)(;
stieg). Als Ursachen dieser Entwicklung r,aben die 1981 vom
Bundeswirtschaftsministeri um bei fünf wirtschaftswissenschaft-
lichen Forschungsinstituten in Auftrag gegebenen und Anfang
1984 veröffentlichten "Strukturberichte 1983" einen bei harter
gewordenen au~enwirtschaftlichen Bedingungen verlangsamten
Strukturwandel diagnostiziert, der zu einem Anpassuııgsstau
gdührt hat. Beklagt wurde au~erdem eine zu geringo Inves-
titionstatigkeit, die zumindest in einigt:.>nBranchen eine Überal-
terung der Produktionsanlagen zur Folge hatte.24

Man kann die Schrumpfung der Exportauftrage als gottge
gebenes Schicksal hinnehmen und sich damit begnügen, die
knapper werdende Arbeit gerechter zu verteiJen. Man kann
jedoch auch versuchen, durch eine offensive Wachstums- und
Innovationspolitik billiger und besser zu produzier:m, vol' allem
ab8I' neue Produkte zu entwickeln. Für beides sind allerdings
die allgemeinen Rahmt.nbedingungen in der Bundu:r:publik
nicht sonderlich günstig Das gilt nicht nur für den Einsatz
modc:rneI' automatischeI' PI'oduktionsverfahren, z.B. computer-
gesteuerte Industrierobotcr, voa denen es in der Bundesrcpublik
im Jahre 1982 erst 3500 g3b - im Gegensatz zu 13000 in Jap::ı.n25_

sondem auch für die Entwicklung neuer und zukunftstrachtigcl'
Technologien wie Mikroelektranik und Biotechnik.

Sofem nicht umgehend von Staat und Industrie, B<ınken,
Gewerkschaften und Wissenschaft konzentrierte Ma~nahmen
e:ingE'leitet werden, um den Anschlui3 an den wisscnschaftlichcn

24 SZ vom 12.1.1984und vom 19.120.4.1984.
25 AlIerdings hat sic/'; die Einführung von Industrierobotem in

den letzten Jahren erheblich gesteigert; so verdoppelte sich ihre Zahl
von 2300 im Jahre 1981 auf 4800 im Jahre 1983.
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Fortschritt zurückzugewinnen und die in vielen BereidJ(':ı \ or-
alteten Industriestrukturen der Bundesrepublik grundleg('ııd zu
c:rneuern, dürfte Deutschland in absehbarer Zukunft c.ıuf das
Niveau eines zweit- bis driUklassigen Industriestaates zurüc-
kfallen. Wahrend diese Problematik bis ins Jahr 1983 abes nur
von wenigen Politikern, Wirtschaftsführern und Wissenschaft-
lern erkannt worden war, hat inzwischen eine umfangreiche
Diskussion eingesetzt, die sich nicht nur auf die Ursachen der
mangelnden Investitions- und Innovationsfreudigkeit der deut-
schen Unternehmer bezieht, sondern auch auf Sehwachstellen
im deutsehen Hochschulsystem hinweist und grundlegende Ver-
besserungen fordert. So hat insbesondere eine im Dezember
1983 erfolgte Forderung des Au;3enminister Hans Dietrich Gent-
scher nach dcr Gründung von Elite-Universitaten eine zwar
insgesamt eher kontroverse, für die Sache selbst jedoch durchaus
fruchbare Auseinandersetzung ausgelöst.2G

Prohlemfeld "Vmwelt"

Auch das dritte hier zu behandeInde Problemfeld - die Zer-
störung der natürlichen Umwelt - steht an Bedrohliehkeit den
beiden erstgenannten nicht nach. Und wie die beiden anderen,
so wurde auch die Ge'fahr, die von ihm ausgeM, erst seit dem
Ende der 70er Jahre einer grö~eren öffontlichkeit bewu~t. Den
Auslöser bildete ein besonderer Aspekt des Problems, das sog.
Baumsterben.

Meldungen über eine beunruhigende Zunahme erkrankter
Baume tauchten seit der zweiten Half te der 70er Jahre immer
11i:iufigerin deutsehen Zeitungen auf. Betroffen war vor allem
die Tanne, eine empfindliche Baumart, die auch in früheren
Jahren schon wiederholt von Krankheiten befallen war. Obwohl
Untersuchungen über die Ursachen der neuen Krankheit ein-
gel€:itet wurden, blieben WOornungenbesorgter Naturschutzver-
bande und Bügerinitiativen, lange unbeachtet oder wurden als
Panikmache abgeten. Zu Unrecht, wie die fülgenden Jahre zeig-
ten. Denn die er'krankten Waldflachen breiteten sich nicht nur
bedrohlich aus - die Krankheit griff auch auf andere Baumarten
über: Kiefern, Fichten wurden von ihr befallen, bald auch
Laubbaume.

26 S. dazu Mitteilungeıı des Hochschulve'rbaııdes, 2/1984. S. 71 rr.



206 THE TURKISH YEARBOOK (VOL. XX

Im Frühjahr 1982 erbrachte eine Erhe'bung in Bayem, da~
dort 6,5% der Waldfıache erkrankt war.27 Das war beunruhigend,
aber noch immer nicht alarmierend. Alarmierend waren crst die
Ergebnisse, die eine umfangreichere Waldschadens-Inventur ein
J ahI' darauf an den T8.g förderte: sie zeigte, dap inzwischen
45% der Waldflachen in Bayem Schaden aufwiesen, die sich
über das ganze Land verteilten und fast alle Baumarten be-
trafen. Die Ergebnisse einer Vvaldschadenserhebung im Bun-
desgebiet fielen nicht besser aus: im Oktaber 1983 meldeten
der verantwortliche Fachminister, da~ ein Drittel der Wald-
fıache in der Bundesrepublik gesch8.digt ist.28 Jeden Tag, so
rechneten Forstleute inzwischen vol', erkranken 10 Millionen
Baumc:. Sofern nicht umgehend wirkungsvolle Gegenma~nah-
men eingeleitet werden - und die Hauptursache der Krankheit:
die starke Verunreinigung der Luft mit Stickoxyden und Sch-
wefeldioxyd beseitigt wird - ist der Tag absehbar, an dem es in
der Bundesrepublik keinen Wald mehr geben wird.

Die Konsequenzen, die dies für alle Lebensbereiche haben
würde, sind in ihrer ganzen Tiefe und Tragweite noch gar nicht
erfapt. Gewi~ ist nur, dap es eine ökologische Katastrophe
ersten Ranges ware - mit tiefgreifenden Auswirkungen auf das
Klima, die Wasserversorgung, die Böden, was insgesamt wie-
derum zur Vernichtung hunderttausender landwirtschaftlicher
und forstwirtschaftlicher Betriebe und zum Ruin von Wirt.
schaftsbranchen wie de: Holzindustrie oder dem Fremdenver-
kehr führen würde.29

27 S. dazu Bayensehe Forstverwa1tung, Information, 4/1983. Son-
derheft: Wa1dsterben - Waldsehadeninventur 1983, S. 2.

28 Ebd. S. 7.
29 Einen Einbliek in die Dimension der wirtsehaftliehen Sçhiiden.

die sieh allein im forst - und holzwirtsehaftliehen Bereieh ergeben,
zeigen jüngst veröffentJJehte Zahlen der "Arbeitsgemeinsehaft
Deutseher Waldbesitzerverbiinde e.V.". So sichert allein die deutsehe
Forstwirtsehaft 100000 feste und 800 000 Teilzeit -Arbeits- pliitze;
hinzu kommen 750000 der Forstwirtsehaft unmitteIbar nachgelagerte
ArbeitspIiitze in der Holzwirtsehaft. Viele von ihnen sind in Gefahr.
Die voIkswirtsehaftlichen Verluste, die-bei einem Vermögenswert der
Wil.lder von 150 bis 200 Mrd. DM bereits eingetreten sind, werden au!
weit über 20 Mrd. DM gesehiitzt. S. dazu Natur und Unwelt, 64. Jg., 1.
Quarta1 1984 (Ausgabe Bhyern).
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Naehdem sich die im Deutschen Bundestag vertretenen Par-
teien in Sachen Umweltschutz jahrelang mit Lippenbekennt-
nissen begnügt hatten, denen nur halbherzige MaBnahmen
folgten, ist inzwischcn die Stimmung umgeschlagen. Ein Grund
dafür ist die aufziehende Katastrophe, ein anderer der Einzug
sog. "grüner" Parteien in den Bundestag, in mehrere Landtage
sowie in weit über hundert Kreistage und Gemeindevertretun-
gen. Umweltschutz - so signalisiHen die Erfolge der grünen
Gruppierungen - ist ein Thema geworden, das immer mehr Men-
schen in der Bundesrepublik beschaftigt und dessen Vernach-
Hissigung politisch nicht mehr ungestraft bleibt.30

Da~ die Belange des Umweltschutzes lange Zeit vernach-
Hissigt wurden und da~ die nun einsetzenden Gegenma~nah-
men noch immer zögernd sind, hat viele Gründe: zu ihnen
gehört eine tief verwurzelte Wachstumsideologie ebenso wie
ein Vertrauen auf techno'kratische Lösungen, mit denen man
den Schaden wieder Herr zu werden hofft; zu ihnen gehört
aber auch der lange Zeit fehlende Druck der Öffentlichkeit,
der politische Handlungsspielraume erst öffnete und Versaum-
nisse bei Wahlen bestrafte. Der wichtigste Grund ist aber wohl
der zahe Widerstand zahlreicher Verbande und Gruppen, die
in vielen ökologischen Ma~nahmen und Auflagen eine Beein-
trachtigung ihrer Interessen sehen. So konnten auch jetzt unter
dem Druck der b£troffenen Branchen die Grenzwerte der
Emissionen von Gro~feuerungsanlagen nicht in dem Ma~e
herabgesetzt werden, wie viele Fachleute es £Ür nötig halten.
Scharfe Kritik an den wachsenden ökologischen Auflagen und
ihren negativen Auswirkungen auf die Konkurrenzfahigkeit
der deutsehen Wirtschaft auperte im Herbst 1983 eine offizielle
Stellungnahme des Deu+,Schen Industrie- und Handelstages
(DIHT), die auf die rapide Verteuerung allein der Energie-
kesten hinwies.31 Aht1liehe Widersilinde provozieren die von
der Regierung geplanten Ma;3nahmen für die dringend not-
wc:ndig gewordene Reduzierung der Abgas-Emissionen für

30 In der Debatte über die Ursaehen des Waldsterbens erklarto
der Bayerisehe Staatsmini&ter für Landwirtsehaft und Forsten am 15.
Sept. 1983: "Die Bewahrung der Umwelt ist naeh der Friedenssiehe-
rung die wiehtigste Aufgabe unserer Zeit." in: Das ParlameDt, 33.
Jg.lNr. 39 (Bonn. ı. Okt. 1983). S. 1.

31 SZ vom 15.116. Nov. 1983. S. 33.
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Kraftfahrezuge und die Einführung bleifreien Benzins. So
suehte offensiehtlieh die deutsehe Automobilindustrie im Juli
184mit Hinweis auf stark steigende Kosten für die Ansehaffung
und Haltung neuer umweltfrcundlicher Autos die deutsehe
Öffentliehkeit gegen die geplante Einführung von abgasreini-
gender Katalysatoren und bleifreies Benzin zu mobilisieren,32
naehdem sie zuvor sehon, zusammen mit einigen Automoıbilclubs
gegen eine Reduzierung der Gesehwindigkeiten auf Autobah-
nen und Landstra~cn zu Felde gezogen war.:l3

Das Baumsterben ist allerdings nur der momentan spc'kta-
kuUi.rste Aspekt des Umwcltproblems in der Bundesrepublik-
keineswegs der einzige. Denn nieht nur die Walder sind bedroht,
aueh der Boden, die Luft, das Wasser - der ganze natürliehc
Lcbensraum des Menschen ist in Gefahr.31 Es ist cine sehlei-
chende Gefalır, ein stilles Sterben. Stadtnahe Walder werden
abgeholzt, Weiher und Tümpel zugesehüttet, Wildbaehe be-
gradigt, Moore tlOckengelegt (und saekweise von der Torf-
industrie vermarktet), Berggebiete dureh Pisten ersehlossen,
Wattenmeere eingedammt. Heeken fallen der Flurbereinigung
zum Opfer, Baumalleen der Strapenverbrciterung, Landgebiete
ciner waehsenden Zersiedlung. Allein zwisehen 1979 und 1982
siııd die Si2cUungszonen in DE:ut::;ehlandu:n ISO 000 ha grö;3er
geworden - das ist mehr als die GesamtWi.ehe aller vorhandenen
Natursehutzgelbiete. 5% des Bundesgebiets liegen sehon unter
Ter:r, Sehatter und Asphalt: der Preis für ein 375000 km langes
Straf3en- und Eisenb<:thnnetz. Riesige Gebiete - doppelt so grop
wie das BunclesIand Saarland - dienen milit3.risehen Zweeken:
der Preis der Freiheit? Seen, Baehe und Flüsse werden dureh
giftige Sehadstoffe von Industrie und Landwirtsehaft belastet.
Ein übersteigcrter Trinkwasserverbraueh beansprueht in man-

32 SZ vom 10.7.1984.
33 Berechnungen zufolge würde eine generelle Geschwindigkeit.,.

begrenzung auf 100 km auf Autobahnen und 80 km auf Landstrassen
sofort und kostenlos den Ausstoss von Stickstoffoxyden um 300000
to vermindern.

34 Im Einzelnen dazu die Analyse von Egmont R. Koch/Fritz
Vahrenholt. Die Lage der Nation. Umwelt-Atlas der Bundesrepublik
Daten - Antalysen - Konsequenzen. Hamburg 1983.Weitere wichtige
Daten in den Sonderberichten. "Die Erde ein öder Stern", in: Der
Spiegel, 17/18 1983.
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chen Teilen Deutschlands die Grundwasser- Vorkommen derart,
da~ gropflachige Störungen des Wasserhaushalts eingetreten
sind.

Die Auswirkungen auf Flora und Fauna sind verheerend:
47% aller Saugetierarten sind vom Aussterben bedroht, 36%
aller Vogelarten, 32% aller Fischarten, Hunderte von Blumen-
und Pflanzenarten. Doch auch die psychische und physische
Gefahrdung des Menschen wachst. Dap die Vergifftung der
Ökosphare schwere gesundheitliche Schaden hervorruft, ist
inzwlschen eindeutig nachgewiesen; da~ die Zerstörung der
natürlichen Umwelt aber auch zur psychischen Verkümmerung
und Verletzung des Menschen führt, ist eine Einsicht, die sich
immer mehr durchsetzt. "Der Mensch ist so geschaifen, da~
er abhangig ist von Duft, Ton, Farbe, Form, da~ der Umgang
mit dem Sternenhimmel, mit den Jahreszeiten in der Natur,
mit allem was lebt und ist, zum normalen Umschwung seines
Lebens gehört", lehrt der Basler Antropologe Adolf Portmann,
um daraus den Schluj3 zu ziehen: "Unsere Seele verarmt heute
infolge der Mangelwirtschaft an Natureindrücken."35

Ob es gelingen wird, die drohende ökologische Katastrophe
noch zu verhindern, ist fraglich. Denn zum einen laufen die
Gegenma~nahmen zu langsam an36und zum anderen sind sie
nicht radikal genug. Denn radikale Eingriffe müj3ten an den
tieferen Ursachen des Problems ansetzen, und das heipt an
der an wirtschaftlichem Wachstum orlentierten Industriegesell-
schaft, an dem materiellen Wohlstand, das sie brachte und den
konsumorientierten Lebensweisen, die sie begünstigte. Doch
dafür sind bislang keine konsensfahigen Alternativen in Sicht.
Im Gegenteil, gerade die wirtschaftliche Krise und die durch
sie induzierte Massenarbeitslosigkeit birgt die Gefahr, dap
erneut auf jene Regeln und Rezepte der Vergangenheit gesetzt
wird, die zu der heutigen Situation führten. Und es ist keine
Frage: bei einer Wahl zwischen ökologischcr Gesundung und
ökonomischer Gefiihrdung dürfte sich die Mehrheit der Politiker
und Wahler zugunsten der Ökonomie entscheiden.

35 Der Spilegel, 17/1983, S. 88.
36 S. dazu den Bericht über ein vom Bundesinnenminister gep.

lantes Schutzprogramm rür den Boden in: Zeit-Dossier vom 15.6.1984,
S.33.
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Die Situation wird zudem dadureh ersehwert, da~ es sieh
aueh bei den ökologisehen Problemen - ahnlieh wie im Sicher-
heits- und wirtsehaitspolitisehen Bereieh - um grenzübersehrei-
tende Probleme handelt, die nieht durch nationale Alleingiinge,
sondern nur aufgrund internationaler Vereinbarungen gelöst
werden können. Aueh solche Vereinbarungen benötigen aber
mehr Zeit als noeh zur Verfügung steht und werden zudem
mit Sieherheit nieht so tiefgreifend sein, wie es nötig wal'e.
Denn £Ür sie müssen nieht nur die EG-Mitglieder gewonncn
w(:rden, sondern aueh die Industriestaaten üsteuropas, die
gerade in der Bundesrepublik DeutschIand wesentlieh zur öko-
logischen Belastung beitragen. Wie sehwer es aber allein sehon
ist, in der EG die notwendigen Sehritte durehzusetzen, zeigte
sieh am Fall abgasreinigender Katalysatoren, deren obliga-
toriseher Einbau in Neufahrzeuge die Bundesregierung ab 1986
besehlossen hatte. Denn im Sommer 1984 besehlo~ wiederum
die EG-Kommission die von der Bundesregierung gewünsehten
Abgaswerte erst ab 199:')vorzusehreiben. Da Abgaswerte und
Eleigehalt von Treibstoffen aber EG-Reeht unterliegen, mu:~
die Bundesregierung ihre am'bitionierten PUine and aeta legen.
Nicht minder problematjseh dürften sieh Einigungen in anderen
Bereiehen erweisen, etwc.!dem der Landwirtsehaft, die in ihrer
jetzigen Form ebenfaIls die Umwelt in Europa naehaltig be-
lastet.

Noeh sehwieriger dürften sieh die Verhandlungen mit
den Regierungen üsteuropas entwiekeln, obwohl sowohl die
sieh verdiehtenden umweltbezogenen Gespriiehe zwisehen den
beiden deutsehen Regierungen wie aueh die im Juli 1984 in
Münehen durehgeführte Internationale Umweltkonferenz ein
wachsendes Umweltbewu~tsein sowie eine zunehmende Koo-
perationsbereitsehaft dei.' osteuropaisehen Regierungen demon-
striert hat.

Sptlren der Angst

Die Analyse begann mit einer DarsteIlung des intensiven
Angst- und Krisenbcwui3tscins, das derzeit gro[3e Teile der
deutsehen Bevölkerung beherrsch, ansehlie~end wurde versucht,
anhand von drei Problemieldern die Ursaehen dieser Stimmung
zu konkretisieren. Lassen Sie mich absehlie[3end nun wieder
zum Ausgangsphanomeil Angst zurüekkommen und auch noeh
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kurz einige ihrer politü,chen Auswirkungen darstellen. Denn
gerade Gefühle der Angst und der Beunruhigung aupern sieh
ja nieht nur als Bewuptseinsphanomene, denen man zufallig
anla[:3lieh von Meinungsumfragen auf die Spur kammt. Das
Gegenteil ist der Fall: zu den betreffenden Meinungsumfragen
kammt - und kam - es, weil sieh in der Gesellschaft etwas "be-
wegt", dem man auf den Grund kommen wollte. Und "Bewe-
gunge:n" sind es denn aueh, die seit einer Reihe von Jahren
die politisehe Szene in der Bundesrepublik bestimmen. Sie sind
das letzte der aktuellen Probleme, das hier behandelt werden
soll. Dazu ist ein kurzer historiseher Rüekbliek unerıa[:ılieh.

Es begann in der vweitcn Half te der 6C21' Jc>.hremit der
sog. "Studentenbewegul1g", die sieh am Erlap einer Notstands-
gesetzgebung, vol' allem aber am Vietnamkrieg entzündet und
sehlieı:ilieh- nicht zuletzt unter dem Einlu~ der "Franldurter
Sehule" - eine radikale anti-'kapitalistisehe Wende genommen
hatte. Wahrend die Studentenbewegung zu Beginn der 70('1'
Jahre wieder an Dynamik verlOl', gerict eine andere Bewegung,
die sieh in dieser Ze1t gerade erst aus einer Vielzahl lokaler
Initiativen zu formieren begann, immer starıker ins öffcntliche
Elickfeld: die sog. "Bürgerinitiativen". Diese Bewegung war
breiter, das Spektrum ihrer Mitglieder und Motive weiter, aber
aueh heterogener. Einige von ihnen fühlten sich von dem Aufruf
des Kanzlers, der gerade ins Amt gekommE:nen sozial-liberalen
Koalition, Willy Brandt, "mehr Demokratie wagen", zu mehr
eige:nem Engagement ermutigt; andere beunruhigte ein Un-
behagen an Elementen des bestehenden politisehen SYSt2'illS.So
klagten sehon 1971 in einer Rcprasentativ-Erhebun.g 68% der
bdragten Bürger über die dominierende Rolle von Parteien und
Interessenverbande:n;37 Begriffc wie "Parteienstaat", "Verban-
destaat", "Verwaltungsstaat" maehten die Runde und verwiesen
nuf Struktur- und Funktionsmangel des politischen Systems.

Eines der Anliegen vieler dieser Bürgeriııit;ativen war dil'
Sorge über die sich immer deutlicher abzciclınenclen Umwelt-
probleme, nieht seııen Folgen der expandierend::n Wirtschaft.
Überall im lokalen Umiele! gas es so1che Argernisse, die Pro-

37 Zitiert in: Peter Mayer-Tasch, Die Bürgerinitiativenbewegung.
Der aktive Bürger als rechts- und politikwissenschaftliches Problem.
Reinbek bei Hamburg 1976, S. 27.
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test auslösten. Doch haufig stie~en diese Proteste bei Parteien
und Verwaltungen auf taube ühren; die Interessengruppen
waren in der Regel einflu~reieher. Als wiehtigste Triebkrafte
dieser Bewegung erwiesen sieh sehlie~lieh jedoeh weniger die
lokalen Erfahrungen als nationale und internationale Entwiek-
lungen. 1972 hatte die Club of Rome-Studie von Meadows au£
die Limits of Growth aufmerksam gemaeht. Die dureh sie aus-
gelöste Beunruhigung wurde im Herbst 1973 dureh die von der
üPEC ausgelöste Krise in der westliehen Energieversorgung
weiter verstarkt. Aueh der von Politik und Wirtsehaft pro-
pagierte Umstieg auf Kernenergie braehte wenig Trost. Im
Gegenteil: das Gefühl der Gefahrdung wurde durch die Angst
vol' Kernkraftwerk-Unfallen noeh verseharft. Harrisbur:g wurde
gerade in der Bundesrepublik zum Trauma, ebenso der Gift-
skandal von Seveso und diverse Tankerunfalle, die auf die
Gefahren der Meeresversehmutzung hinwiesen. Eine Zielzahl
anderer Phanomene war anfangs schOlı aufgezahlt worden - iıı
ihrer Summe füıhrten sie zum Entstehen einer breiten "Ökolo-
gie-Bewegung", die in ihrer allgemeinen Ausriehtung immer
starker Front gegen dİ\~model'ne Industrie-Gesellsehaft bezog.

Noeh radikaler, aber aueh umfassender in ihrer Kritik an
der modernen Industriegesellsehaft entwiekelte sieh neben, aber
aueh aus der Ökologie-Bewegung heraus, ein Auslaufer: die
sog. "Alternativbewegung". Wahrend sieh vieIe der umwelt-
bewu~ten Bürger in ihrer Kritik auf die Zerstörung der na-
türliehen Uınwelt besehrankt hatten, bezogen sie in ihrer Kritik
nun aueh die Arbeits- und Lebensformen dieser Gesellscha.ft
mit ein. Und nieht nur das: viele ihrer Mitglieder zogen - ziehen -
aueh praktisehe Konsequenzen daraus, indem sie sieh um die
Entwieklurıg neuel', eben alternativer Lebensformen bemühten.
"Es war eine Bewegung" so schreibt. einer ihrer Analytiker,
"die besonders aueh dureh die Kritik der harten und zen-
tralistisehen Gro~teehnologi~ erwuehs. Smail is beautiful, D2-
zcntralisierung und Entwieklung sanfter Teehnologie:n werden
deshalb zu ihrer Erkennungsmelodie. An der Kern2ncrgie halte
sie sich fest. Politiseh folgte eine weitergehende Kritik von
Makt und Staat ... "38

:LS G. Michelsen (Hrsg.l, öko-Politik - aber wie? Frankfurt/M.
1983, S. 25 f.
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Anfang der 80er Jahre entwie,kelte sieh sehlie~lieh eine
weitere, die derzeit letzte und wohl aueh zahlenmaj3ig grö~te
Bewegung: die sog. "Friedensbewegung". Ausgelöst vor allem
dureh den Nato-Doppelbesehlu~ und die Angst vor einer waeh-
senden Kriegsgefahr in Europa kampft sie vornehmlieh gegen
die Stationierung neuer Atomwaffen in Europa und für die
Beendigung des internationalen Wettrüstens. Wie gro~ das
Potential ist, aus dem ihre Anführer sehöpfen können, zeigte
sehon die erste groj3e Friedensdemontration am 10. Oktober
1981 in Bonn, an der sieh ü:ber 300000 Menschen, vol' allem
Jugendliehe ,aus allen Teilen der Bundesrepublik beteiligten.
Ihre Anziehungskraft ist seit dem Herbst dieses Jahres weiter
gestiegen und vieles sprieht dafür, dap sich ihr Zulauf mit der
Stationierung der Raketen weiter erhöhen wird.

Natürlieh laufen diese versehiedenen Bewegungen nieht
sauberlieh getrennt nebeneinander her, vielmehr Ü'berlagern
und überschneiden sie sieh. Zweifellos gibt es auch so etwas
wie einen harten Kern von Mitgliedern, die sieh alIen genann-
ten Zielen verpfliehtet fühlen. Erheblieh gröper ist jedoch die
Zielen verpfliehtet fühlen. Erheblieh grö~er ist jedoch die Zahl
der nur loeker Assoziierten, die sieh lediglich für einer der
Zieleengagieren; noch grö~er die Zahl derer, die nur mit dem
Protest sympathisieren, selbst jedoeh nieht aktiv an ihm teil-
nehmen. Gerade aufgrund dieser heterogenen Zusammensetzung
ist es auch schwer, einen gemeinsamen 'geistigen N~nner' zu
finden, der sie bei aIlcr Verschiedenheit doch miteinander
verbindet. Doch wenn es einen solchen gemeinsamen Nenner
gibt, so sind in ihm verschiedene Elemente verschmolzen:
Empörung über die leb~nszerstörenden Folgen des industriellen
Wachstums und des milit8.rischen Wettrüstens, genereIles Un.,
behagen an der industriellen Zivilisation, Entfremdung von
einem politischen System, das von Int::.ıressengruppen und
Saehzwangen dominierl, dem Einzelnen ein Gefühl der Hil-
flosigkeit, des Ausgeliefertseins vermittelt. Vol' allem aıberAngst
vor den aus allen Rie~tungen am Horizont heraufziehenden
Gefahren - erinnern wir uns, da~ es vor aIlem die Anhanger
der "Grünen" waren, bei denen die anfangs erwahnte Erhebung
die höchsten Angstwerte festgestellt hatte.

Da~ aus der Situation in Europa, Deutschland Angst er-
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wachst und um sich greift, ist nur natürlich. Es. ware beden-
klich, wenn es anders ware; denn Angst signalisiert Wachheit,
Sensibilitat. Blindheit ware gefahrlicher. Doch auch Angst ist
nicht nur Change - auch ise birgt Gefahren: ,Lahmung, Resigna-
tion, Pessimism us waren das eine Extrem, zu dem sie führen
kann, Kopflosigkei t und Panik das andere. Beide sind gefahrlir:h,
denrı sie vergrö;3ern die Gefahr in einer Situation, die nur mit
Mut, Umsicht und Augenmap für das Mögliche gemeistert
werden kann.

Es ist schwel' zu sagen, ob und inwieweit €lI1e solche Ge-
fahr für die Bewegungen unserer Tage gilt. Es gibt eine Reihe
von Beobachtern, die dies bejahen: die in der sich ausbreiten-
den "alternativen Politik" mit ihrer kompromi~losen Ablehnung
del' alten Politik, ihrer Regeln und Zielsetzungen, ihrer Werte
und Instltutionen, cine Gefahr {ür das bestehende System der
reprasentativen Demokratie seherı. "Die von den protestiererı-
den Ökologen und Fazifisten so gem praktizierte Berufung auı
ein höheres, dem demokratischen übergeordnetes Legitimation-
sprinzip" (so warnte einer von ihnen) "ist unhaltbar und
demokratiezerstörend. Sje unterstellt ... , da~ die amtierenden
Mahrheiten an der Erhaltung und qualitativen Verbesserung
des Lebens nicht interessiert sind; sie suggeriert, dap die
Mehrheiten in der reprasentativen Demokratie von einem fal-
schen Bewu~tsein angeleitet werden, und nimmt {ür sich in
Anspruch, dap wahre Wissen über die tatsachliehe Bedrohung
des Lebens in unserer Welt zu besitzen."39Die hier anklingende
Sorge vol' einer zunehmenden Emotionalisierung und Radikali-
sierung der deutsehen Politik ist sicherlich nicht unbereehtigt.
Angesichts der politischen Schwache der Alternativbewegung
und ihrer inneren Zerrissenheit auf der einen und einer mit
einer gropen Mehrheit ausgestatteten Regierungskoalition auf
der anderen Seite erscheint sie jedoch maplos übertrieben. Wenn
der Grundkonsens über Ziele und Methoden der Politik in der
Bundesrepublik brüehig geworden ist, so liegt dies eher an
den Fehlern und Versiiumnissen der alten Parteien und Poli-
tiker, die weder den Weitblick aufbrachten, die aufziehenden
Gefahren rechtzeitig zu erkennen, noch genügend Phantasie

39 Kurt Sontheimer, Zeitenwende? Die Bundesrepublik zwisclwn
alter und alternativer Politik. Hamburg 1983, S. 254-55.
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und politische Kraft, um Wege İn der Gefahr40 ader gar Wege
~US der Gefalır aufzuzeigen.

Da~ dies auch von einer wachsenden Zahl von Wahlern
in der Bundesrepubli'k so gesehen wird, zeigen die anhaltenden
Gewinne, die die "Grünen" in den Ui.nder- und Europa-Wahlen
wahrend der ersten Half te des Jahres 1984 erzielen konnten
ebenso wie die Verluste der traditionellen Parteien, insb2sondere
der Liberalen. Noch ha.ben die beiden gro~en Parteien eDU/
esu und SPD die Potenz und das Potential, die Initiative
bei der Gestaltung der politischen und wirtschaftlichen Ordnung
der Bundesrepublik zurückzugewinnen und die Probleme, mit
denendie Bundesrepublik konfrontiert ist, in den Griff zu
bekommen. Sollten sie diese nicht nutzcn, so werden sie nicht
nur ihre eigene Zukunft verspielen, sondern auch die der Bun-
desrepublik. Denn die Lage, in der diese sich derzeit befindet,
ist so ernst wie noch ni2 in ihrer kurzen Geschichte, vor allem
aber ernster als viele ihrer Bürger und Politiker glauben.

40 Cari Friedrich von \Neizaeker, Wege in der Gefahr. Ein8 Sludio
üDer Wirtsehaft, Geselbchaft und Kriegsverhütung, München und
Wien 1977.
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